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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Wieland Sorge, Albert Pfuhl, Dr. Uwe Jens, 
Hans Gottfried Bernrath, Dr. Eberhard Brecht, Iris Gleicke, Manfred Hampel, 
Susanne Kästner, Gerhard Neumann (Gotha), Wolfgang Roth, Emst Schwanhold, 
Reinhard Weis (Stendal), Dr. Peter Struck, Dr. Hans- Jochen Vogel und der 
Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/738 — 


Gleichstellung von Meistern in der Industrie und Meistern im Handwerk 
in den neuen Bundesländern 


A. Problem 

In der ehemaligen DDR war der Handwerksmeister im Sinne der 
westdeutschen Handwerksordnung unbekannt. Dort gab es Indu- 
striemeister, die die in der früheren Bundesrepublik Deutschland 
für Handwerksmeister vorausgesetzten fachlichen Anf ordenmgen 
nicht immer erfüllten imd oftmals überwiegend aus weltanschau- 
lichen Gründen, die mit den damaligen Systembedingungen in der 
DDR Zusammenhängen, diesen Titel verliehen bekamen. 

Mit der Vereinigung Deutschlands stellte sich das Problem, die 
Industriemeister der früheren DDR als Handwerksmeister anzuer- 
kennen, Einigkeit bestand darüber, daß eine solche Anerkennung 
erfolgen soll, wenn gleichartige fachüche Qualifikationen in einem 
handwerklichen oder industriellen Bereich vorliegen und dieser 
Titel nicht vorwiegend aus ideologischen Gründen verliehen 
worden war. Die Frage der Übernahme der früheren Industrie- 
meister ergibt sich daraus, daß diese für die berufliche Ausbildung 
der Schulabgänger in den neuen Bundesländern und damit für die 
Vermeidung von Jugendarbeitslosigkeit von großem Gewicht 
sind. 

Die Bundesregierimg wird daher aufgefordert, unverzüglich eine 
Rechtsverordnung zu erlassen, die sicherstellt, daß Industrie- 
meister in den neuen Bundesländern bei gleicher fachlicher 
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Ausbildung als Handwerksmeister anerkannt und ein Titelfüh- 
rungsrecht bekommen. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrags 

Mehrheit im Ausschuß 

C. AKernativen 

Annahme des Antrags 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Abgeordneten Wieland Sorge, Albert Pfuhl, 
Dr. Uwe Jens, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/738 — abzulehnen. 

Bonn, den 12. Februar 1992 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Friedhelm Ost Dr. Heinrich L. Kolb 

V ersitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Heinrich L. Kolb 


I. 

Der Antrag der Fraktion der SPD wurde in der 
62. Sitzung des Deutschen Bundestages am 29. No- 
vember 1991 dem Ausschuß für Wirtschaft federfüh- 
rend und dem Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
zur Mitberatung überwiesen. 

Der mitberatende Ausschuß für Bildung und Wissen- 
schaft hat den Antrag in seiner Sitzung am 15. Januar 
1992 abschließend beraten und einvernehmlich 
begrüßt, daß die Bundesregierung das Anliegen der 
Antragsteller durch Rechtsverordnung im wesentli- 
chen berücksichtigt hat. 


11 . 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in seiner 
23. Sitzung am 12. Februar 1992 abschließend bera- 
ten. Vorausgegangen war, im Rahmen der 4. Sitzung 
am 20. März 1991, eine ausführliche Debatte um 
diesen Problemkreis im Rahmen der Selbstbefassung. 
Mit Rücksicht auf diese ausführliche Debatte wurde 
Einvernehmen darüber erzielt, daß vor Abschluß der 
Beratungen zu diesem Antrag keine aufwendige 
Debatte mehr geführt werden soll, da die Positionen 
der Fraktionen bereits klar geworden seien. 

Die Fraktion der SPD als antragstellende Fraktion 
weist noch einmal darauf hin, daß die Industriemei- 
ster, die unter gleichen Voraussetzungen wie Hand- 
werksmeister in den alten Bundesländern beschäftigt 
gewesen seien, nicht schlechter gestellt werden dürf- 
ten und auch das Recht zum Führen des Meistertitels 
erhalten müßten. Es müsse zudem ein rasches Verfah- 
ren gefunden werden, damit genügend junge Leute 
durch Meister ausgebildet werden könnten, um somit 
eine wesentliche Voraussetzung für den wirtschaftli- 
chen Aufschwung in den neuen Bundesländern zu 
erfüllen. Anders sei mit einer hohen Arbeitslosigkeit 
der Schulabgänger zu rechnen, die dann möglicher- 
weise in die alten Bundesländer übersiedeln würden, 
was im Interesse der Heranbildung einer gut ausge- 
bildeten Handwerkerschaft in den neuen Bundeslän- 
dern zu vermeiden sei. 

Die Fraktion der CDU/CSU hebt hervor, daß allein die 
Frage entscheidend sei, ob die fachlichen Vorausset- 


zungen bei den Industriemeistem gegeben seien oder 
nicht. Es sei aber bekannt, daß bei diesen Industrie- 
meistern im System der ehemaligen DDR die ideolo- 
gische Ausrichtung vorangestellt worden und das 
Fachliche zweitrangig gewesen sei. Es müsse hier mit 
Sorgfalt ausgelesen und auf jeden Fall vermieden 
werden, daß Industriemeister ohne hinreichende 
fachliche Qualifikation als Handwerksmeister aner- 
kannt würden. In der Tat seien Industriemeister wich- 
tig für die Lösung der anstehenden Probleme und für 
den Wirtschaftsaufschwung in den neuen Bundeslän- 
dern. Auch angesichts der Probleme, die sich hier 
stellten, sei man dennoch mit einer Anerkennung des 
Industriemeisters als Handwerksmeister einverstan- 
den, wenn die fachlichen Voraussetzungen gegeben 
seien. Der Antrag der Fraktion der SPD sei überholt, 
weil das Bundesministerium für Wirtschaft, im Zusam- 
menwirken mit den Handwerkskammern und dem 
Zentralverband des Deutschen Handwerks, bereits 
eine Lösung gefunden und das Notwendige veranlaßt 
habe. 

Die Fraktion der F.D.P. weist auf den auseinander klaf- 
fenden Lehrstellenmarkt im vereinigten Deutschland 
hin: In den alten Bundesländern könnten die offenen 
Lehrstellen nicht voll besetzt werden, gleichzeitig 
würde es in den neuen Bundesländern etwa 100 000 
junge Menschen geben, die keine Lehrstelle bekä- 
men. Angesichts dieser Lage solle man großzügig 
verfahren und eine Regelung schaffen, mit welcher 
die bestehenden Probleme unkompliziert gelöst wer- 
den könnten. 

Angesichts der bestehenden Lage müsse rasch gehol- 
fen werden. Die Industriemeister würden benötigt, um 
die jungen Leute auszubüden und sie handwerklichen 
Berufen und Qualifikationen zuzuführen. Die gegen- 
wärtig herrschende Situation zwinge dazu, großzügig 
und unkonventionell zu verfahren. Die Fraktion weist 
darauf hin, daß das Bundesministerium für Wirtschaft 
bereits alles Erforderliche vorbereitet habe und 
dadurch gewährleistet sei, daß eine Überleitung der 
Industriemeister erfolge, wenn ausreichende fachli- 
che Voraussetzungen gegeben seien. Insofern sei der 
Antrag der Fraktion der SPD überholt. 

Der Ausschuß beschließt mehrheitlich, bei zwei Ent- 
haltungen, den Antrag der Fraktion der SPD — Druck- 
sache 12/738 — abzulehnen. 


Dr. Heinrich L. Kolb 

Berichterstatter 
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